
Ortsgemeinde 

Allenbach 
 

 
 

Verbandsgemeinde 

Herrstein-Rhaunen 
 
Landkreis 

Birkenfeld 
 
 

Haushaltssatzung 
 

und 
 

Haushaltsplan 
 
 

Haushaltsjahre 
2021 / 2022 



Inhaltsverzeichnis

Seite

Beschluss 3

Haushaltssatzung 4

Vorbericht 6

Stellenplan 23

Übersicht Teilhaushalte 24

Teilhaushalte - Zusammenfassung 26

Ergebnishaushalt - Gesamt 27

Finanzhaushalt - Gesamt 29

Ergebnishaushalt nach Leistung und Konto 32

Finanzhaushalt nach Leistung und Konto 53

Investitionsübersicht 75

Schuldenübersicht 78

Übersicht zur Beurteilung der dauernden Leistungsfähigkeit - Freie Finanzspitze 79

Schlussbilanz 2018 (letzter Jahresabschluss) 80

Bekanntmachung Auslegung vor Beschluss 87

Haushaltsgenehmigung der Aufsichtsbehörde (Kreisverwaltung Birkenfeld) 88

Bekanntmachung Haushaltssatzung 90









Vorbericht der Ortsgemeinde Allenbach 2021 / 2022 

 
 

 

Haushaltsplan 2021 / 2022 
 

Vorbericht 
 
Ortsgemeinde Allenbach 
 

 
 



Vorbericht der Ortsgemeinde Allenbach 2021 / 2022 

Funktion des Vorberichts 
 
Der Vorbericht (§ 6 GemHVO) ist eine Anlage des Haushaltsplanes und soll einen Überblick über die 
Entwicklung der Haushaltswirtschaft im Haushaltsjahr unter Einbeziehung insbesondere der beiden 
Haushaltsvorjahre geben. Darüber hinaus soll er einen Ausblick auf wesentliche Veränderungen der 
Rahmenbedingung der Planung und die Entwicklung wichtiger Planungskomponenten innerhalb des 
Zeitraumes der Ergebnis- und Finanzplanung geben. 
 
 
 

 
Vorwort 
 
Mit dem Landesgesetz zur Einführung der Kommunalen Doppik vom 02. März 2006 und der (doppischen) 
Gemeindehaushaltsverordnung vom 18. Mai 2006 sind die Rechtsgrundlagen für die umfassendste Reform 
des Gemeindehaushaltsrechts seit Bestehen des Landes Rheinland-Pfalz gelegt worden. 

Seit dem Jahre 2007 bzw. 2008 führen die Verbandsgemeinde Herrstein-Rhaunen sowie alle 50 
Ortsgemeinden die Haushaltswirtschaft nach kaufmännischen Regeln -den Grundsätzen der kommunalen 
Doppik-. 

Die kommunale Doppik orientiert sich grundsätzlich am kaufmännischen Rechnungswesen. Aus diesem 
Grund hat jede Ortsgemeinde u.a. eine Bilanz sowie eine „Gewinn- und Verlustrechnung“ mit Ergebnisplan 
und Ergebnisrechnung zu erstellen. Hierüber hinaus ist die Gemeinde jedoch verpflichtet, ebenfalls einen 
Finanzplan sowie eine Finanzrechnung aufzustellen. 

Diese Bestandteile des Haushaltsplans gemäß § 96 Absatz 4 GemO sind in der vorgeschriebenen Form 
vorhanden. 
 
Aufgrund der bisher gesammelten Erfahrungen mit dem System des Doppelhaushalts wird auch für das 
kommende Jahr (2021) bzw. die kommenden zwei Haushaltsjahre (2021 und 2022) ein Doppelhaushalt 
angestrebt. 
 
Durch die zweite Landesverordnung zur Änderung der Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) vom 
07.12.2016 (GVBl. S. 597) werden ab dem Haushaltsjahr 2019 nun auch in allen Ortsgemeinden die neuen 
Vorschriften und Bestimmungen samt der Muster der GemHVO angewendet. 
Hierbei sind insbesondere die neuen Posten nach § 2 Abs. 1 GemHVO und der Haushaltsausgleich (§ 18 
GemHVO) zu erwähnen. 
Hinsichtlich der Postendarstellung nach § 2 GemHVO wird weiterhin zwischen dem Ergebnis- und 
Finanzhaushalt unterschieden und jeweils getrennt ausgewiesen. Eine Zusammenfassung zu einem Ergebnis- 
und Finanzhaushalt erfolgt nicht. Eine separate Darstellung ist auch weiterhin möglich. 
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1. Entwicklung der Haushaltswirtschaft 
 

1.1. Übersicht über die Entwicklung der Jahresergebnisse 
(gemäß Muster 26 zu § 93 Abs. 4 GemO) 

 

Lfd. 
Nr. 

Ergebnis  
(gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 Posten E 23 GemHVO) 

Jahr 
Betrag 

(in Euro) 

1 5. Haushaltsvorjahr (lt. festgestelltem Jahresabschluss) 2016 -43.568,81 

2 4. Haushaltsvorjahr (lt. festgestelltem Jahresabschluss) 2017 -2.206,40 

3 3. Haushaltsvorjahr (lt. festgestelltem Jahresabschluss) 2018 18.942,43 

4 2. Haushaltsvorjahr (Rechnungsergebnis) 2019 -13.458,48 

5 1. Haushaltsvorjahr (Ansatz einschl. Nachträge) 2020 -48.573,00 

6 Haushaltsjahr (Ansatz) 2021 3.945,00 

7 Zwischensumme (lfd. Nr. 1-6)  -84.919,26 

8 1. Haushaltsfolgejahr (Planung) 2022 -54.469,00 

9 2. Haushaltsfolgejahr (Planung) 2023 -25.520,00 

10 3. Haushaltsfolgejahr (Planung) 2024 -21.297,00 

11 Summe  -186.305,26 

 
 

1.2. Übersicht über die Über-/Unterdeckung im Finanzhaushalt bzw. in der Finanzrechnung 
(gemäß Muster 27 zu § 93 Abs. 4 GemO) 

 

Lfd.  
Nr. 

Ergebnis Jahr 

Saldo der 
ordentlichen 
und außer-

ordentlichen 
Ein- und Aus-

zahlungen  
(§ 2 Abs. 1 S. 1 

Posten F23 
GemHVO 

./.  
 

planmäßige  
Tilgung (§ 2 
Abs. 1 S. 1 
Posten F36 
GemHVO 

= 
  

Betrag 

in Euro 

1 5. Haushaltsvorjahr (lt. festg. Jahresabschluss) 2016 -44.382,80 0,00 -44.382,80 

2 4. Haushaltsvorjahr (lt. festg. Jahresabschluss) 2017 31.644,36 0,00 31.644,36 

3 3. Haushaltsvorjahr (lt. festg. Jahresabschluss) 2018 49.413,62  0,00 49.413,62 

4 2. Haushaltsvorjahr (Rechnungsergebnis) 2019 -80.285,87 0,00 -80.285,87 

5 1. Haushaltsvorjahr (Ansatz einschl. Nachträge) 2020 -25.261,00 0,00 -25.261,00 

6 Haushaltsjahr (Ansatz) 2021 24.332,00 1.800,00 22.532,00 

7 Zwischensumme (lfd. Nr. 1 bis 6)  -44.539,69 1.800,00 -46.339,69 

8 1. Haushaltsfolgejahr (Planung) 2022 13.930,00 7.245,00 6.685,00 

9 2. Haushaltsfolgejahr (Planung) 2023 42.340,00 7.318,00 35.022,00 

10 3. Haushaltsfolgejahr (Planung) 2024 41.122,00 7.391,00 33.731,00 

11 Summe  52.852,31 23.754,00 29.098,31 

 
 

1.3. Übersicht über die Entwicklung des Eigenkapitals 
(gemäß Muster 28 zu § 95 Abs. 3 GemO) 

 

Lfd.  
Nr. 

Ergebnis 
(gem. § 2 Abs. 1 Satz 1 Posten E 23 GemHVO) 

Jahr 
Betrag 

 
(in Euro) 

nachrichtlich: 
aufgelaufenes 
Eigenkapital 

(in Euro) 

1 Eigenkapital zum 31.12. des 3. HH-Vorjahres 2018 18.942,43 1.452.752,56 

2 + Jahresergebnis des 2. HH-Vorjahres 2019 -13.458,48 1.439.294,08 

3 + Ansatz für Jahresergebnis des HH-Vorjahres 2020 -48.573,00 1.390.721,08 

4 + Ansatz für Jahresergebnis des HH-Jahres 2021 3.945,00 1.394.666,08 

5 + geplantes Jahresergebnis des HH-Folgejahres 2022 -54.469,00 1.340.197,08 

6 + geplantes Jahresergebnis des 2. HH-Folgejahres 2023 -25.520,00 1.314.677,08 

7 + geplantes Jahresergebnis des 3. HH-Folgejahres 2024 -21.297,00 1.293.380,08 
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2. Haushaltsjahr 

 
 

2.1.  Rahmenbedingungen 
 

2.1.1.  Allgemeine finanzwirtschaftliche Rahmenbedingungen 
 
Aufgrund der Corona-Pandemie (COVID-19) erlebte die deutsche Wirtschaft im ersten Halbjahr 2020 einen 
historischen Rückgang der Wirtschaftsleistung, mithin den stärksten Einbruch in der Nachkriegszeit. So war 
beispielsweise das Bruttoinlandsprodukt im zweiten Quartal 2020 um 10,1 % zurückgegangen. 
Glücklicherweise sind seit der Lockerung des harten Shutdowns ab Mai 2020 erste Erholungen der 
deutschen Wirtschaft zu verzeichnen. So erholte sich der deutsche Außenhandel im Mai bereits um 8,2 %. 
Der Arbeitsmarkt, d. h. die Beschäftigung und die Arbeitslosigkeit haben sich durch den verbreiteten Einsatz 
von Kurzarbeit und mit der Belebung der Geschäftstätigkeit stabilisiert. Es ist allerdings auch davon 
auszugehen, dass das Stellenangebot und somit die Nachfrage nach Arbeitskräften weiterhin verhalten sein 
wird, da die Unternehmen zunächst eine Rückkehr zur Regel-Arbeitszeit abwarten werden, bevor 
Neueinstellungen vorgenommen werden. 
 
Die zukünftige Entwicklung der Weltwirtschaft, aber auch der deutschen Wirtschaft, wird maßgeblich vom 
weiteren Verlauf der Corona-Pandemie sowie den Maßnahmen und Verhaltensänderungen zur 
Eindämmung der weiteren Ausbreitung des Virus abhängen. 
 
Die Bundesregierung geht in ihrer Interimsprojektion vom 1. September 2020 davon aus, dass das 
Vorkrisenniveau des Bruttoinlandsprodukts erst zu Beginn des Jahres 2022 wieder erreicht werden wird. 
 
Der Arbeitskreis „Steuerschätzung“ hat aufgrund der historischen Ausnahmesituation eine „Corona-Sonder-
Steuerschätzung“ in der Zeit vom 8. bis 10. September 2020 vorgenommen. 
 
(Quelle: Haushaltsrundschreiben des MdI RLP vom 28.10.2020) 

 
 
 

2.1.2.  Haushaltswirtschaftliche Lage der Kommunen in Rheinland-Pfalz 
 
Die derzeitige Corona-Pandemie reißt Löcher in die Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden. Die 
Gemeinden sehen sich u. a. einer starken Abnahme der Gewerbesteuerzahlungen gegenüber. Sofern der 
Landtag Rheinland-Pfalz dem „Landesgesetz zur Änderung des Landesfinanzausgleichsgesetzes und 
anderer Landesgesetze mit Kommunalbezug“ in seiner November-Sitzung zustimmen wird, erfolgt im 
Dezember 2020 eine Gewerbesteuerkompensationszahlung in Höhe von rd. 412 Millionen Euro.  
Die allgemein zu erwartenden Mindererträge werden voraussichtlich nicht dazu führen, dass auch die 
Aufwendungen entsprechend zurückgeführt werden können, zumal gerade die Kommunen in der derzeitigen 
Krise wichtige Akteure sind, welche die vorhandenen Strukturen [Daseinsvorsorge, Gesundheitsvorsorge, 
Stärkung der örtlichen Wirtschaft mittels (Bau-) Aufträgen etc.] aufrechterhalten müssen, um den 
wirtschaftlichen Abschwung zu bremsen. Teilweise werden bestimmte Aufwendungen zunehmen. 
 
Um die Kommunen vor Ort zu unterstützen, hat das Land in einem ersten Schritt den kreisfreien Städten und 
Landkreisen im April 2020 Finanzmittel in Höhe von rund 100 Millionen Euro zur Bewältigung der Corona-
Krisensituation zur Verfügung gestellt.   
 
Weiterhin ist mit dem Entwurf „Landesgesetz zur Änderung des Landesfinanzausgleichsgesetzes und 
anderer Landesgesetze mit Kommunalbezug“ beabsichtigt, einerseits durch eine steigende 
Finanzausgleichsmasse und andererseits durch die Einführung einer Asymmetrie der positiven (25 v. H.) 
und negativen (50 v. H.) Finanzreserve im Verhältnis zur Verstetigungssumme zu einer Verbesserung der 
kommunalen Haushaltssituation beizutragen. 
 
(Quelle: Haushaltsrundschreiben des MdI RLP vom 28.10.2020) 
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2.1.3.  Hinweise zur Anwendung des kommunalen Haushaltsrechts im Jahr 2021 im Rahmen 
   der Auswirkungen der Corona-Pandemie 

 
Das Schreiben vom 22. April 2020 "Hinweise zur Anwendung des kommunalen Haushaltsrechts im Rahmen 
der Auswirkungen der Corona-Pandemie" gilt für das Haushaltsjahr 2021 sinngemäß fort. Je nach den 
weiteren Entwicklungen behält sich das Ministerium ein erneutes Rundschreiben zur Anpassung an die dann 
aktuellen Lagen vor. 
 
Zur Klarstellung wird insbesondere auf Nr. 3 des Schreibens vom 22. April 2020 (Seite 5/7) hingewiesen: 
"Von Forderungen zur Verbesserung der Einnahmeseite (Erhöhung der Umlagesätze bei 
Gemeindeverbänden bzw. der Realsteuerhebesätze bei Gemeinden), … sollen die 
Kommunalaufsichtsbehörden für die Haushaltsjahre 2020 und 2021 infolge der gegebenen 
außerordentlichen Situation absehen. Auf die nach § 18 Abs. 4 GemHVO verpflichtende Darstellung der 
Gemeinde … kann wegen der außerordentlichen Situation für die Haushaltsjahre 2020 und 2021 verzichtet 
werden; von der Erhebung von Rechtsbedenken sollen die zuständigen Kommunalaufsichtsbehörden in 
diesen Fällen Abstand nehmen." 
 
Zudem wird auf Nr. 5 des Schreibens vom 22. April 2020 (Seite 6/7) verwiesen: "Generell kann aber 
festgehalten werden, dass in den Jahren 2020 und 2021 eine Anhebung der Deckelung der Ausgaben im 
freiwilligen Leistungsbereich dann in Betracht kommt, wenn die Kommune nachvollziehbar darlegt, dass die 
Überzeichnung des freiwilligen Ausgabenbereichs krisenbedingt erfolgt ist, … .“ 
Allerdings wird die Finanzausgleichsmasse nach der Finanzplanung ansteigen. Im Jahr 2021 wird die 
Zunahme gegenüber dem Jahr 2019 rd. 299 Mio. Euro betragen. Im Jahr 2022 wird die Zunahme gegenüber 
dem Jahr 2019 rd. 333 Mio. Euro betragen. Unter Berücksichtigung etwa von Preis- sowie Lohn- und 
Gehaltssteigerungen von 2019 bis 2022 sowie der realisierten Einnahmen bleibt abzuwarten, wie sich die 
kommunale Finanzsituation im Jahr 2021 und im Jahr 2022 tatsächlich entwickeln wird und in welchem 
Ausmaß sich Corona-Belastungen ergeben werden.  
 
Ansätze für das Haushaltsjahr 2022 in Doppelhaushalten 2021/2022 stehen deshalb unter einem 
besonderen Risiko. Gleichwohl werden die Kommunalaufsichtsbehörden von der Obersten 
Kommunalaufsicht angehalten, sowohl für das Haushaltsjahr 2021 als auch bei Doppelhaushalten 
2021/2022 für das Haushaltsjahr 2022 so zu agieren, wie im Schreiben vom 22. April 2020 für das 
Haushaltsjahr 2020 dargestellt. Jedoch sollen die Kommunalaufsichtsbehörden insbesondere für das Jahr 
2022 auf § 98 Abs. 2 GemO hinweisen ("Die Gemeinde hat unverzüglich eine Nachtragshaushaltssatzung 
zu erlassen, wenn …"). 
 
(Quelle: Haushaltsrundschreiben des MdI RLP vom 28.10.2020) 
 
 
 

2.1.4.  Orientierungsdaten für die Entwicklung der Steuereinnahmen 
 

Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ beim Bundesministerium der Finanzen hat in seiner Sondersitzung 
vom 8. bis 10. September 2020 auf der Basis des geltenden Steuerrechts das Steueraufkommen für die 
Jahre 2020 bis 2024 geschätzt. Demnach können alle staatlichen Ebenen - ausgehend vom Jahr 2020 - bis 
zum Jahr 2024 mit steigenden Steuereinnahmen rechnen. Allerdings ist zu beachten, dass die rheinland-
pfälzischen Kommunen voraussichtlich erst ab dem Jahr 2022 wieder annähernd das Niveau des Jahres 
2019 erreichen werden. 
 
(Quelle: Haushaltsrundschreiben des MdI RLP vom 28.10.2020) 
 
 
 

2.2. Örtliche Bezugnahme 
 

Die Erträge des Ergebnishaushaltes 2021 umfassen einen Gesamtbetrag in Höhe von 726.243,00 Euro. Die 
Aufwendungen belaufen sich auf insgesamt 722.298,00 Euro. Für das Haushaltsjahr 2022 wurde ein 
Gesamtvolumen an Erträgen in Höhe von 662.635,00 Euro und an Aufwendungen in Höhe von 717.104,00 
Euro festgesetzt.  
 

Somit ergibt sich im Ergebnishaushalt 2021 ein Überschuss in Höhe von 3.945,00 Euro und im Jahr 2022 
ebenfalls ein Fehlbetrag von -54.469,00 Euro, s. a. § 1 Ziffer 1 der Haushaltssatzung. 
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Im Teilhaushalt 1 wurden in 2021 insgesamt 64.019,00 € an Personalaufwendungen für die beiden 
sozialversicherungspflichtig beschäftigten Gemeindearbeiter und den geringfügig beschäftigen 
Gemeindearbeiter in den Haushalt eingestellt. Die Kalkulation der genannten Kosten ist schwierig, da die 
geringfügig bzw. kurzfristig Beschäftigten nach geleisteten Arbeitsstunden entlohnt werden. Daher wurde ein 
Durchschnitts- und Erfahrungswert der letzten Jahre herangezogen. 
 

Die Auflösung von Sonderposten aus Zuschüssen, Einmalbeiträgen und Grabnutzungsentgelten sowie die 
Abschreibungen wurden entsprechend den Daten der Anlagenbuchhaltung in den Haushalt aufgenommen. 
Die Abschreibungen (netto) betragen in 2021: 57.470,00 Euro und in 2022: 57.415,00 Euro. 
 
Beim Produkt 111001 (Verwaltungssteuerung) wurde als Aufwand die Zuführung und damit Bildung einer 
Ehrensoldrückstellung in Höhe von 1.000,00 Euro berücksichtigt. Zurzeit erfolgt eine Zahlung von Ehrensold 
an einen Ehrensoldempfänger in Höhe von 3.000,00 Euro.  
 
Unter dem Produkt 114001 (Zentrale Dienste) wurde für die Unterhaltung und den Betrieb des 
Gemeindefahrzeuges ein Betrag in Höhe von 3.600,00 € festgesetzt (u.a. für Reparaturen, TÜV, Kraftstoff). 
Weiterhin wurden für die Unterhaltung kleinerer Maschinen und technischen Anlagen sowie für 
Neuanschaffungen unter 800,00 € ein Betrag in Höhe von insgesamt 750,00 € vorgesehen. Die Miete für 
den Bauhof in Höhe von 1.500,00 Euro, die jährlichen Zuschüsse an die Ortsvereine in Höhe von insgesamt 
750,00 € und die Mitgliedsbeiträge der Ortsgemeinde in Höhe von insgesamt 725,00 € sind ebenfalls 
berücksichtigt. 
Als Ertrag wurde die Entschädigungszahlung der Verbandsgemeinde für die Mitbenutzung des 
Feuerwehrgerätehauses in Höhe von 700,00 Euro eingeplant. 
 
Unter dem Produkt Zentrale Dienste (114001) wurde für die Anschaffung von geringwertigen Geräten 
(Maschinen unterhalb 800 Euro netto) ein Betrag in Höhe von 500,00 Euro veranschlagt. Für das 
Büromaterial wurde ein Ansatz von 900,00 Euro eingestellt. Ebenfalls wurden 400,00 € für die Unterhaltung 
der Maschinen eingestellt. 
 
Beim Produkt Kindergärten (365201) wurde der Ansatz für die Kindergartenumlage angepasst. 
 
Der Unterhaltungsaufwand für den Kinderspielplatz (Produkt 366001) wurde mit einem Betrag in Höhe von 
200,00 Euro veranschlagt. 
 
An Unterhaltungs- und Bewirtschaftungskosten für den Jugendraum (Produkt 366104) wurden ingesamt 
1.200,00 Euro in den Haushalt eingestellt. 
 
Unter dem Produkt Dorferneuerung (511301) wurde der Eigenanteil beim Projekt „Zukunft-Check Dorf“ in 
Höhe von 800,00 Euro eingeplant. 
 
Für den Ausbau der Breitbandversorgung (Produkt 536101) im Bereich der Ortsgemeinde Allenbach sind als 
Eigenanteil 4.700,00 Euro im Haushaltsjahr 2022 eingeplant. 
 
Beim Produkt 541101 (Straßen) wurden die Unterhaltungskosten im Straßenbereich für 2021 mit 14.500,00 
Euro veranschlagt. Hier sind Reparaturarbeiten an der Stützmauer Kolbenrech geplant. Der Haushaltsansatz 
für 2022 wurde auf 4.500 Euro festgesetzt. 
 
Im Bereich der Straßenbeleuchtung (Produkt 541102) wurden für die Strombezugskosten 6.500,00 Euro 
eingeplant. Weiterhin wurde für die Bau- und Unterhaltungspauschale an die OIE ein Betrag von 4.100,00 
Euro vorgesehen.  
 
Für die Konzessionsabgaben wurde der Ansatz auf 16.500,00 € festgesetzt.  
 
Beim Produkt 551001 (Öffentliches Grün) wurde der Haushaltsansatz für die Unterhaltung der Ortslage 
einschließlich Denkmal auf 1.500,00 Euro festgesetzt. Für die Anschaffung von geringwertigen 
Ausrüstungsgegenständen (unterhalb 800 Euro netto) wurde ein Betrag in Höhe von 1.000,00 Euro 
veranschlagt. 
Als Erträge wurden im Haushaltsjahr 2022 Spenden der Kreissparkasse und des Heimatvereins für 
allgemeine Ortsverschönerungsmaßnahmen in Höhe von insgesamt 37.000,00 Euro berücksichtigt. 
 
Beim Friedhof (Produkt 553001) wurden für beide Jahre 1.000,00 Euro für die Unterhaltung des Friedhofs 
eingeplant. Die Bewirtschaftungskosten wurden mit 1.800,00 Euro veranschlagt. Für die Anschaffung von 
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geringwertigen Ausrüstungsgegenständen (unterhalb 800 Euro netto) wurde ein Betrag in Höhe von 500,00 
Euro eingestellt. 
 
Beim Produkt 555101 (Kommunale Forstwirtschaft) wurden die von Landesforsten vorgelegten Zahlen 
übernommen. Im Bereich der kommunalen Forstwirtschaft ergibt sich für das Haushaltsjahr 2021 ein Defizit 
in Höhe von 3.040,00 Euro. In diesem Defizit ist allerdings die einmalige Zahlung der „Bundeswaldprämie“ 
(Nachhaltigkeitsprämie) in Höhe von 5.000,00 € enthalten. Für 2022 wird gemäß der von Landesforsten 
vorgelegten Planung mit einem Defizit von -8.040,00 Euro gerechnet. Zu gegebener Zeit wird diesbezüglich 
aber ein Forstwirtschaftsplan für 2022 zu beraten und zu beschließen sein. 
 
Die Landpacht wurde unter dem Produkt Kommunale Landwirtschaft (555301) mit 1.280,00 Euro 
veranschlagt. 
 
Unter dem Produkt Wirtschaftswege (555901) sind 2021 und 2022 jeweils 1.500,00 Euro für die Unterhaltung 
der Wirtschaftswege enthalten. Die tatsächlich entstandenen Kosten werden am Jahresende durch die 
Jagdgenossenschaft erstattet. 
 
Unter dem Produkt 573101 (Festplatz) wurden 460,00 Euro als Benutzungsgebühren für den Kirmesplatz 
eingeplant. Es wird mit Bewirtschaftungskosten in Höhe von 1.000,00 Euro gerechnet. 
 
Beim Dorfgemeinschaftshaus (Produkt 573102) wurden Benutzungsgebühren im Haushaltsjahr 2021 
coronabedingt mit einem Betrag in Höhe von 500,00 Euro eingeplant, im Haushaltsjahr 2022 mit einem 
Betrag in Höhe von 2.000,00 Euro.  
Für die Unterhaltung des Gemeinschaftshauses wurden im Haushaltjahr 2021 3.000,00 Euro und im 
Haushaltsjahr 2022 1.500,00 Euro in den Plan eingestellt. 2021 sind Renovierungsarbeiten der 
Kirchenräume geplant. Die Bewirtschaftungskosten für das Gemeinschaftshaus wurden in beiden 
Haushaltsjahren mit 4.800,00 Euro veranschlagt.  
 
Unter dem Produkt 573108 (Sonstige allgemeine öffentliche Einrichtungen) wurden 12.900,00 Euro für die 
Neugestaltung des Weiher-Lehrpfades in 2021 eingestellt. Das Projekt wird durch eine Zuwendung des 
Naturparks Saar-Hunsrück und einer Spende des Heimatvereins finanziert, beides wurde als Ertrag 
berücksichtigt. 
 
Die Bewirtschaftungskosten für das Feuerwehrgerätehaus wurden unter dem Produkt 573201 (Sonstige 
bebaute Grundstücke) mit 2.100,00 Euro veranschlagt. 
 
Im Bereich der Steuern (Produkt 611001) wurde die Grundsteuer B im Haushaltsjahr 2021 mit 65.400,00 € 
veranschlagt. Für die Gewerbesteuer wurden 57.500,00 Euro für 2021 und 60.000,00 € für 2022 eingeplant. 
Der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer und Einkommensteuer wurden entsprechend den zu erwartenden 
Erträgen angepasst. Die Schlüsselzuweisung A wurde im Haushaltsjahr 2021 mit 159.000,00 € und im 
Haushaltsjahr 2020 mit 147.400,00 € veranschlagt. Auf der Aufwandsseite ist die Gewerbesteuerumlage 
sowie die Kreis- und Verbandsgemeindeumlage eingeplant. 
 
 
Im Bereich des Finanzhaushaltes belaufen sich die Einzahlungen und Auszahlungen auf einen 
Gesamtbetrag in Höhe von 1.364.728,00 Euro im Jahr 2021. Für das Haushaltsjahr 2022 wurde ein 
Gesamtvolumen an Einzahlungen und Auszahlungen in Höhe von 674.619,00 Euro festgesetzt. 
 
Der Haushaltsausgleich wird dadurch erreicht, dass beim Produkt 116201 (Zahlungsabwicklung) unter dem 
Konto 795295 im Haushaltsjahr 2021 ein Betrag in Höhe von 144.568,00 € dem Kassenbestand der 
Ortsgemeinde, welcher bei der Verbandsgemeinde im Rahmen der Einheitskasse geführt wird, entnommen 
wird. Im Jahr 2022 wird ein Betrag in Höhe von 6.685,00 € dem Kassenbestand zugeführt. 
 
Der Kassenbestand (liquide Mittel) der Ortsgemeinde beträgt zum 31.12.2018 (letzter Jahresabschluss) 
insgesamt 187.474,41 Euro. Da die Haushaltsjahre 2019 und 2020 noch nicht abgeschlossen sind, kann 
kein endgültiger Kassenbestand zum 31.12.2019 und 31.12.2020 angeführt werden. Der vorläufige beträgt  
zum 31.12.2019 94.157,75 Euro und zum 31.12.2020 241.300,08 Euro. 
Durch die geplante Entnahme 2021 sinkt der Geldmittelbestand zum 31.12.2021 voraussichtlich auf 
96.732,08 Euro und steigt durch die geplante Zuführung 2022 zum 31.12.2022 voraussichtlich auf 
103.417,08 Euro.  
 


